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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1966 Ausgegeben am 27. Mai 1966 26. Stück

6 6 . Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen

66.
Nachdem das am 18. April 1961 in Wien unterzeichnete Wiener Übereinkommen über

diplomatische Beziehungen mit dem Fakultativprotokoll über die obligatorische Beilegung von
Streitigkeiten, welche also lauten:

(Übersetzung)

WIENER ÜBEREINKOM-
MEN OBER DIPLOMATI-

SCHE BEZIEHUNGEN

DIE VERTRAGSSTAATEN
DIESES ÜBEREINKOMMENS

EINGEDENK DESSEN, daß
die Völker aller Staaten von
alters her die besondere Stel-
lung des Diplomaten anerkannt
haben,

IN ANBETRACHT der in
der Satzung der Vereinten Na-
tionen verkündeten Ziele und
Grundsätze in bezug auf die
souveräne Gleichheit der Staa-
ten, die Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen
Sicherheit und auf die Förde-
rung freundschaftlicher Bezie-
hungen zwischen den Nationen,

ÜBERZEUGT, daß ein inter-
nationales Übereinkommen
über den diplomatischen Ver-
kehr, diplomatische Vorrechte
und Immunitäten geeignet ist,
ungeachtet der unterschied-
lichen Verfassungs- und Sozial-
ordnungen der Nationen zur
Entwicklung freundschaftlicher
Beziehungen zwischen ihnen
beizutragen,

IN DER ERKENNTNIS,
daß diese Vorrechte und Im-
munitäten nicht dem Zweck
dienen, Einzelne zu bevor-
zugen, sondern zum Ziel haben,
den diplomatischen Missionen
als Vertretungen von Staaten
die wirksame Wahrnehmung
ihrer Aufgaben zu gewährlei-
sten,
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UNTER BEKRÄFTIGUNG
des Grundsatzes, daß die Re-
geln des Völkergewohnheits-
rechts auch weiterhin für alle
Fragen gelten sollen, die nicht
ausdrücklich in diesem Über-
einkommen geregelt sind,

HABEN folgendes VEREIN-
BART:

Artikel J

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens haben die nachstehenden
Ausdrücke folgende Bedeutung:

a) der Ausdruck „Missions-
chef" bezeichnet die Per-
son, die vom Entsende-
staat beauftragt ist, in
dieser Eigenschaft tätig
zu sein;

b) der Ausdruck „Mitglieder
der Mission" bezeichnet
den Missionschef und die
Mitglieder des Personals
der Mission;

c) der Ausdruck „Mitglieder
des Personals der Mis-
sion" bezeichnet die Mit-
glieder des diplomatischen
Personals, des Verwal-
tungs- und technischen
Personals und des dienst-
lichen Hauspersonals der
Mission;

d) der Ausdruck „Mitglieder
des diplomatischen Perso-
nals" bezeichnet die in
diplomatischem Rang ste-
henden Mitglieder des
Personals der Mission;

e) der Ausdruck „Diplomat"
bezeichnet den Missions-
chef und die Mitglieder
des diplomatischen Perso-
nals der Mission;

f) der Ausdruck „Mitglie-
der des Verwaltungs- und
technischen Personals" be-
zeichnet die im Verwal-
tungs- und technischen
Dienst der Mission be-
schäftigten Mitglieder
ihres Personals;
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g) der Ausdruck „Mitglieder
des dienstlichen Hausper-
sonals" bezeichnet die als
Hausbedienstete bei der
Mission beschäftigten Mit-
glieder ihres Personals;

h) der Ausdruck „privater
Hausangestellter" bezeich-
net eine im häuslichen
Dienst eines Mitglieds der
Mission beschäftigte Per-
son, die nicht Bedienste-
ter des Entsendestaats
ist;

i) der Ausdruck „Räum-
lichkeiten der Mission"
bezeichnet ungeachtet der
Eigentumsverhältnisse die
Gebäude oder Gebäude-
teile und das dazugehörige
Gelände, die für die
Zwecke der Mission ver-
wendet werden, ein-
schließlich der Residenz
des Missionschefs.

Artikel 2

Die Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen zwischen
Staaten und die Errichtung
ständiger diplomatischer Missio-
nen erfolgen in gegenseitigem
Einvernehmen.

Artikel 3

(1) Aufgabe einer diplomati-
schen Mission ist es unter ande-
rem,

a) den Entsendestaat im
Empfangsstaat zu vertre-
ten,

b) die Interessen des Entsen-
destaats und seiner An-
gehörigen im Empfangs-
staat innerhalb der völ-
kerrechtlich zulässigen
Grenzen zu schützen,

c) mit der Regierung des
Empfangsstaats zu ver-
handeln,

d) sich mit allen rechtmäßi-
gen Mitteln über Verhält-
nisse und Entwicklungen
im Empfangsstaat zu un-
terrichten und darüber
an die Regierung des Ent-
sendestaats zu berichten,
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e) freundschaftliche Bezie-
hungen zwischen Entsen-
destaat und Empfangs-
staat zu fördern und ihre
wirtschaftlichen, kulturel-
len und wissenschaftlichen
Beziehungen auszubauen.

(2) Dieses Übereinkommen
ist nicht so auszulegen, als
schließe es die Wahrnehmung
konsularischer Aufgaben durch
eine diplomatische Mission aus.

Artikel 4

(1) Der Entsendestaat hat sich
zu vergewissern, daß die Person,
die er als Missionschef bei dem
Empfangsstaat zu beglaubigen
beabsichtigt, dessen Agrément
erhalten hat.

(2) Der Empfangsstaat ist nicht
verpflichtet, dem Entsendestaat
die Gründe für eine Verweige-
rung des Agréments mitzutei-
len.

Artikel 5

(1) Der Entsendestaat kann
nach einer Notifikation an die
beteiligten Empfangsstaaten die
Beglaubigung eines Missions-
chefs oder gegebenenfalls die
Bestellung eines Mitglieds des
diplomatischen Personals für
mehrere Staaten vornehmen, es
sei denn, daß einer der Emp-
fangsstaaten ausdrücklich Ein-
spruch erhebt.

(2) Beglaubigt der Entsende-
staat einen Missionschef bei
einem oder mehreren weiteren
Staaten, so kann er in jedem
Staat, in dem der Missionschef
nicht seinen ständigen Sitz hat,
eine diplomatische Mission unter
der Leitung eines Geschäftsträ-
gers ad interim errichten.

(s) Ein Missionschef oder ein
Mitglied des diplomatischen Per-
sonals der Mission kann den
Entsendestaat bei jeder inter-
nationalen Organisation ver-
treten.

Artikel 6
Mehrere Staaten können die-

selbe Person bei einem anderen
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Staat als Missionschef beglau-
bigen, es sei denn, daß der Emp-
fangsstaat Einspruch erhebt.

Artikel 7

Vorbehaltlich der Artikel 5,
8, 9 und 11 kann der Entsende-
staat die Mitglieder des Personals
seiner Mission nach freiem Er-
messen ernennen. Bei Militär-,
Marine- und Luftattachés kann
der Empfangsstaat verlangen,
daß ihm ihre Namen vorher
zwecks Zustimmung mitgeteilt
werden.

Artikel 8

(1) Die Mitglieder des diplo-
matischen Personals der Mission
sollen grundsätzlich Angehörige
des Entsendestaats sein.

(2) Angehörige des Empfangs-
staats dürfen nur mit dessen
Zustimmung zu Mitgliedern des
diplomatischen Personals der
Mission ernannt werden; die Zu-
stimmung kann jederzeit wider-
rufen werden.

(3) Der Empfangsstaat kann
sich das gleiche Recht in bezug
auf Angehörige eines dritten
Staates vorbehalten, die nicht
gleichzeitig Angehörige des Ent-
sendestaats sind.

Artikel 9

(1) Der Empfangsstaat kann
dem Entsendestaat jederzeit
ohne Angabe von Gründen noti-
fizieren, daß der Missionschef
oder ein Mitglied des diplomati-
schen Personals der Mission
persona non grata oder daß
ein anderes Mitglied des
Personals der Mission ihm nicht
genehm ist. In diesen Fällen hat
der Entsendestaat die betreffende
Person entweder abzuberufen
oder ihre Tätigkeit bei der Mis-
sion zu beenden. Eine Person
kann als non grata oder
nicht genehm erklärt werden,
bevor sie im Hoheitsgebiet des
Empfangsstaats eintrifft.

(2) Weigert sich der Entsende-
staat oder unterläßt er es inner-
halb einer angemessenen Frist,
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seinen Verpflichtungen auf
Grund des Absatzes 1 nachzu-
kommen, so kann der Emp-
fangsstaat es ablehnen, die be-
treffende Person als Mitglied
der Mission anzuerkennen.

Artikel 10

(1) Dem Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten oder
einem anderen in gegenseitigem
Einvernehmen bestimmten
Ministerium des Empfangsstaats
ist folgendes zu notifizieren:

a) die Ernennung von Mit-
gliedern der Mission, ihre
Ankunft und ihre endgül-
tige Abreise oder die Be-
endigung ihrer dienstlichen
Tätigkeit bei der Mission;

b) die Ankunft und die end-
gültige Abreise eines Fami-
lienangehörigen eines Mit-
glieds der Mission und
gegebenenfalls die Tat-
sache, daß eine Person
Familienangehöriger eines
Mitglieds der Mission wird
oder diese Eigenschaft ver-
liert;

c) die Ankunft und die end-
gültige Abreise von priva-
ten Hausangestellten, die
bei den unter Buchstabe a)
bezeichneten Personen be-
schäftigt sind, und gegebe-
nenfalls ihr Ausscheiden
aus deren Dienst;

J) die Anstellung und die
Entlassung von im Emp-
fangsstaat ansässigen Per-
sonen als Mitglied der Mis-
sion oder als private Haus-
angestellte mit Anspruch
auf Vorrechte und Im-
munitäten.

(2) Die Ankunft und die end-
gültige Abreise sind nach Mög-
lichkeit im voraus zu notifi-
zieren.

Artikel 11

(1) Ist keine ausdrückliche
Vereinbarung über den Per-
sonalbestand der Mission getrof-
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fen worden, so kann der Emp-
fangsstaat verlangen, daß dieser
Bestand in den Grenzen gehal-
ten wird, die er in Anbetracht
der bei ihm vorliegenden Um-
stände und Verhältnisse sowie
der Bedürfnisse der betreffenden
Mission für angemessen und
normal hält.

(2) Der Empfangsstaat kann
ferner innerhalb der gleichen
Grenzen, aber ohne Diskrimi-
nierung, die Zulassung von Be-
diensteten einer bestimmten
Kategorie ablehnen.

Artikel 12

Der Entsendestaat darf ohne
vorherige ausdrückliche Zustim-
mung des Empfangsstaats keine
zur Mission gehörenden Büros
an anderen Orten als denjenigen
einrichten, in denen die Mission
selbst ihren Sitz hat.

Artikel 13

(1) Als Zeitpunkt des Amts-
antritts des Missionschefs im
Empfangsstaat gilt der Tag, an
welchem er nach der im Emp-
fangsstaat geübten und einheit-
lich anzuwendenden Praxis ent-
weder sein Beglaubigungsschrei-
ben überreicht hat oder aber
dem Ministerium für Auswär-
tige Angelegenheiten oder einem
anderen in gegenseitigem Ein-
vernehmen bestimmten Mini-
sterium des Empfangsstaats
seine Ankunft notifiziert hat
und diesem eine formgetreue
Abschrift seines Beglaubigungs-
schreibens überreicht worden ist.

(2) Die Reihenfolge der Über-
reichung von Beglaubigungs-
schreiben oder von deren form-
getreuen Abschriften richtet sich
nach Tag und Zeit der Ankunft
des Missionschefs.

Artikel 14

(1) Die Missionschefs sind in
folgende drei Klassen eingeteilt:

a) die Klasse der Botschafter
oder Nuntien, die bei
Staatsoberhäuptern beglau-
bigt sind, und sonstiger im
gleichen Rang stehender
Missionschefs;
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b) die Klasse der Gesandten,
Minister und Internuntien,
die bei Staatsoberhäuptern
beglaubigt sind;

c) die Klasse der Geschäfts-
träger, die bei Außenmini-
stern beglaubigt sind.

(2) Abgesehen von Fragen der
Rangfolge und der Etikette
wird zwischen den Missionschefs
kein Unterschied auf Grund
ihrer Klasse gemacht.

Artikel 15

Die Staaten vereinbaren die
Klasse, in welche ihre Missions-
chefs einzuordnen sind.

Artikel 16

(1) Innerhalb jeder Klasse
richtet sich die Rangfolge der
Missionschefs nach Tag und Zeit
ihres Amtsantritts gemäß Arti-
kel 13.

(2) Änderungen im Beglaubi-
gungsschreiben des Missionschefs,
die keine Änderung der Klasse
bewirken, lassen die Rangfolge
unberührt.

(3) Dieser Artikel läßt die
Übung unberührt, die ein Emp-
fangsstaat hinsichtlich des Vor-
ranges des Vertreters des Heili-
gen Stuhls angenommen hat
oder künftig annimmt.

Artikel 17
Die Rangfolge der Mitglieder

des diplomatischen Personals der
Mission wird vom Missionschef
dem Ministerium für Auswär-
tige Angelegenheiten oder dem
anderen in gegenseitigem Ein-
vernehmen bestimmten Mini-
sterium notifiziert.

Artikel 18

Das in einem Staat beim Emp-
fang von Missionschefs zu be-
folgende Verfahren muß für
jede Klasse einheitlich sein.
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Artikel 19

(1) Ist der Posten des Missions-
chefs unbesetzt oder ist der Mis-
sionschef außerstande, seine Auf-
gaben wahrzunehmen, so ist ein
Geschäftsträger ad interim vor-
übergehend als Missionschef
tätig. Den Namen des Geschäfts-
trägers ad interim notifiziert
der Missionschef oder, wenn er
dazu außerstande ist, das Mini-
sterium für Auswärtige Ange-
legenheiten des Entsendestaats
dem Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten oder dem an-
deren in gegenseitigem Einver-
nehmen bestimmten Mini-
sterium des Empfangsstaats.

(2) Ist kein Mitglied des diplo-
matischen Personals der Mission
im Empfangsstaat anwesend, so
kann der Entsendestaat mit Zu-
stimmung des Empfangsstaats
ein Mitglied des Verwaltungs-
und technischen Personals mit
der Leitung der laufenden Ver-
waltungsangelegenheiten der
Mission beauftragen.

Artikel 20

Die Mission und ihr Chef sind
berechtigt, die Flagge und das
Hoheitszeichen des Entsende-
staats an den Räumlichkeiten der
Mission einschließlich der Resi-
denz des Missionschefs und an
dessen Beförderungsmitteln zu
führen.

Artikel 21

(1) Der Empfangsstaat erleich-
tert nach Maßgabe seiner Rechts-
vorschriften dem Entsendestaat
den Erwerb der für dessen Mis-
sion in seinem Hoheitsgebiet
benötigten Räumlichkeiten oder
hilft ihm, sich auf andere Weise
Räumlichkeiten zu beschaffen.

(2) Erforderlichenfalls hilft der
Empfangsstaat ferner den Mis-
sionen bei der Beschaffung ge-
eigneten Wohnraums für ihre
Mitglieder.

Artikel 22

(1) Die Räumlichkeiten der
Mission sind unverletzlich. Ver-
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treter des Empfangsstaats dür-
fen sie nur mit Zustimmung des
Missionschefs betreten.

(2) Der Empfangsstaat hat die
besondere Pflicht, alle geeigneten
Maßnahmen zu treffen, um die
Räumlichkeiten der Mission vor
jedem Eindringen und jeder Be-
schädigung zu schützen und um
zu verhindern, daß der Friede
der Mission gestört oder ihre
Würde beeinträchtigt wird.

(3) Die Räumlichkeiten der
Mission, ihre Einrichtung und
die sonstigen darin befindlichen
Gegenstände sowie die Beförde-
rungsmittel der Mission genie-
ßen Immunität von jeder Durch-
suchung, Beschlagnahme, Pfän-
dung oder Vollstreckung.

Artikel 23

(1) Der Entsendestaat und der
Missionschef sind hinsichtlich
der in ihrem Eigentum stehen-
den und der von ihnen gemie-
teten bzw. gepachteten Räum-
lichkeiten der Mission von allen
staatlichen, regionalen und kom-
munalen Steuern oder sonstigen
Abgaben befreit, soweit diese
nicht als Vergütung für be-
stimmte Dienstleistungen er-
hoben werden.

(2) Die in diesem Artikel vor-
gesehene Steuerbefreiung gilt
nicht für Steuern und sonstige
Abgaben, die nach den Rechts-
vorschriften des Empfangsstaats
von den Personen zu entrichten
sind, die mit dem Entsendestaat
oder dem Missionschef Verträge
schließen.

Artikel 24

Die Archive und Schriftstücke
der Mission sind jederzeit unver-
letzlich, wo immer sie sich be-
finden.

Artikel 25

Der Empfangsstaat gewährt
der Mission jede Erleichterung
zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben.
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Artikel 26

Vorbehaltlich seiner Gesetze
und anderen Rechtsvorschriften
über Zonen, deren Betreten aus
Gründen der nationalen Sicher-
heit verboten oder geregelt ist,
gewährleistet der Empfangsstaat
allen Mitgliedern der Mission
volle Bewegungs- und Reisefrei-
heit in seinem Hoheitsgebiet.

Artikel 27

(1) Der Empfangsstaat ge-
stattet und schützt den freien
Verkehr der Mission für alle
amtlichen Zwecke. Die Mission
kann sich im Verkehr mit der
Regierung, den anderen Missio-
nen und den Konsulaten des
Entsendestaats, wo immer sie
sich befinden, aller geeigneten
Mittel einschließlich diplomati-
scher Kuriere und verschlüsselter
Nachrichten bedienen. Das Er-
richten und Betreiben einer
Funksendeanlage ist der Mission
jedoch nur mit Zustimmung des
Empfangsstaats gestattet.

(2) Die amtliche Korrespon-
denz der Mission ist unverletz-
lich. Als „amtliche Korrespon-
denz" gilt die gesamte Korre-
spondenz, welche die Mission
und ihre Aufgaben betrifft.

(3) Das diplomatische Kurier-
gepäck darf weder geöffnet noch
zurückgehalten werden.

(4) Gepäckstücke, die das
diplomatische Kuriergepäck bil-
den, müssen äußerlich sichtbar
als solches gekennzeichnet sein;
sie dürfen nur diplomatische
Schriftstücke oder für den amt-
lichen Gebrauch bestimmte Ge-
genstände enthalten.

(5) Der diplomatische Kurier
muß ein amtliches Schriftstück
mit sich führen, aus dem seine
Stellung und die Anzahl der
Gepäckstücke ersichtlich sind,
die das diplomatische Kurier-
gepäck bilden; er wird vom
Empfangsstaat bei der Wahr-
nehmung seiner Aufgaben ge-
schützt. Er genießt per-
sönliche Unverletzlichkeit und
unterliegt keiner Festnahme
oder Haft irgendwelcher Art.
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(6) Der Entsendestaat oder die
Mission kann diplomatische
Kuriere ad hoc ernennen. Auch
in diesen Fällen gilt Absatz 5;
jedoch finden die darin erwähn-
ten Immunitäten keine Anwen-
dung mehr, sobald der Kurier
das ihm anvertraute diplomati-
sche Kuriergepäck dem Empfän-
ger ausgehändigt hat.

(7) Diplomatisches Kurierge-
päck kann dem Komman-
danten eines gewerblichen
Luftfahrzeugs anvertraut wer-
den, dessen Bestimmungsort
ein zugelassener Einreiseflug-
platz ist. Der Kommandant
muß ein amtliches Schriftstück
mit sich führen, aus dem die
Anzahl der Gepäckstücke er-
sichtlich ist, die das Kurier-
gepäck bilden; er gilt jedoch
nicht als diplomatischer Kurier.
Die Mission kann eines ihrer
Mitglieder entsenden, um das
diplomatische Kuriergepäck un-
mittelbar und ungehindert von
dem Kommandanten des Luft-
fahrzeugs entgegenzunehmen.

Artikel 28

Die Gebühren und Kosten,
welche die Mission für Amts-
handlungen erhebt, sind von
allen Steuern und sonstigen Ab-
gaben befreit.

Artikel 29

Die Person des Diplomaten
ist unverletzlich. Er unterliegt
keiner Festnahme oder Haft
irgendwelcher Art. Der Emp-
fangsstaat behandelt ihn mit
gebührender Achtung und trifft
alle geeigneten Maßnahmen, um
jeden Angriff auf seine Person,
seine Freiheit oder seine Würde
zu verhindern.

Artikel 30

(1) Die Privatwohnung des
Diplomaten genießt dieselbe
Unverletzlichkeit und denselben
Schutz wie die Räumlichkeiten
der Mission.
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(2) Seine Papiere, seine Kor-
respondenz und — vorbehalt-
lich des Artikels 31 Absatz 3 —
sein Vermögen sind ebenfalls
unverletzlich.

Artikel 31

(1) Der Diplomat genießt
Immunität von der Strafge-
richtsbarkeit des Empfangs-
staats. Ferner steht ihm Im-
munität von dessen Zivil- und
Verwaltungsgerichtsbarkeit zu;
ausgenommen hievon sind fol-
gende Fälle:

a) dingliche Klagen in bezug
auf privates, im Hoheits-
gebiet des Empfangsstaats
gelegenes unbewegliches
Vermögen, es sei denn,
daß der Diplomat dieses
im Auftrag des Entsende-
staats für die Zwecke der
Mission benützt;

b) Klagen in Nachlaßsachen,
in denen der Diplomat
als Testamentsvollstrecker,
Verwalter, Erbe oder Ver-
mächtnisnehmer in pri-
vater Eigenschaft und
nicht als Vertreter des
Entsendestaats beteiligt
ist;

c) Klagen im Zusammen-
hang mit einem freien Be-
ruf oder einer gewerb-
lichen Tätigkeit, die der
Diplomat im Empfangs-
staat neben seiner amt-
lichen Tätigkeit ausübt.

(2) Der Diplomat ist nicht
verpflichtet, als Zeuge auszu-
sagen.

(3) Gegen einen Diplomaten
dürfen Vollstreckungsmaßnah-
men nur in den in Absatz 1
Buchstaben a), b) und c) vorge-
sehenen Fällen und nur unter
der Voraussetzung getroffen
werden, daß sie durchführbar
sind, ohne die Unverletzlichkeit
seiner Person oder seiner Woh-
nung zu beeinträchtigen.

(4) Die Immunität des Diplo-
maten von der Gerichtsbarkeit
des Empfangsstaats befreit ihn
nicht von der Gerichtsbarkeit
des Entsendestaats.
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Artikel 32

(1) Auf die Immunität von
der Gerichtsbarkeit, die einem
Diplomaten oder nach Maßgabe
des Artikels 37 einer anderen
Person zusteht, kann der Ent-
sendestaat verzichten.

(2) Der Verzicht muß stets
ausdrücklich erklärt werden.

(s) Strengt ein Diplomat oder
eine Person, die nach Maßgabe
des Artikels 37 Immunität von
der Gerichtsbarkeit genießt, ein
Gerichtsverfahren an, so kön-
nen sie sich in bezug auf eine
Widerklage, die mit der Haupt-
klage in unmittelbarem Zusam-
menhang steht, nicht auf die
Immunität von der Gerichts-
barkeit berufen.

(4) Der Verzicht auf die Im-
munität von der Gerichtsbar-
keit in einem Zivil- oder Ver-
waltungsgerichtsverfahren gilt
nicht als Verzicht auf die Im-
munität von der Urteilsvoll-
streckung; hiefür ist ein be-
sonderer Verzicht erforderlich.

Artikel 33

(1) Vorbehaltlich des Ab-
satzes 3 ist ein Diplomat in be-
zug auf seine Dienste für den
Entsendestaat von den im
Empfangsstaat geltenden Vor-
schriften über soziale Sicherheit
befreit.

(2) Die in Absatz 1 vorge-
sehene Befreiung gilt auch für
private Hausangestellte, die aus-
schließlich bei einem Diplo-
maten beschäftigt sind, sofern
sie

a) weder Angehörige des
Empfangsstaats noch in
demselben ständig ansässig
sind und

b) den im Entsendestaat
oder in einem dritten
Staat geltenden Vorschrif-
ten über soziale Sicherheit
unterstehen.
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(s) Beschäftigt ein Diplomat
Personen, auf welche die in
Absatz 2 vorgesehene Befrei-
ung keine Anwendung findet,
so hat er die Vorschriften über
soziale Sicherheit zu beachten,
die im Empfangsstaat für Ar-
beitgeber gelten.

(4) Die in den Absätzen 1 und
2 vorgesehene Befreiung schließt
die freiwillige Beteiligung an
dem System der sozialen Sicher-
heit des Empfangsstaats nicht
aus, sofern dieser eine solche
Beteiligung zuläßt.

(5) Dieser Artikel läßt bereits
geschlossene zwei- oder mehr-
seitige Übereinkünfte über so-
ziale Sicherheit unberührt und
steht dem künftigen Abschluß
weiterer Übereinkünfte dieser
Art nicht entgegen.

Artikel 34

Der Diplomat ist von allen
staatlichen, regionalen und
kommunalen Personal- und
Realsteuern oder -abgaben be-
freit; ausgenommen hievon
sind

a) die normalerweise im
Preis von Waren oder
Dienstleistungen enthalte-
nen indirekten Steuern;

b) Steuern und sonstige Ab-
gaben von privatem, im
Hoheitsgebiet des Emp-
fangsstaats gelegenem un-
beweglichem Vermögen,
es sei denn, daß der
Diplomat es im Auftrag
des Entsendestaats für die
Zwecke der Mission be-
nützt;

c) Erbschaftssteuern, die der
Empfangsstaat erhebt, je-
doch vorbehaltlich des Ar-
tikels 39 Absatz 4;

d) Steuern und sonstige Ab-
gaben von privaten Ein-
künften, deren Quelle



364 26. Stück — Ausgegeben am 27. Mai 1966 — Nr. 66

sich im Empfangsstaat be-
findet, sowie Vermögens-
steuern von Kapitalanla-
gen in gewerblichen
Unternehmen, die im
Empfangsstaat gelegen
sind;

e) Steuern, Gebühren und
sonstige Abgaben, die als
Vergütung für bestimmte
Dienstleistungen erhoben
werden;

f) Eintragungs-, Gerichts-,
Beurkundungs-, Beglaubi-
gungs-, Hypotheken- und
Stempelgebühren in bezug
auf unbewegliches Ver-
mögen, jedoch vorbehalt-
lich des Artikels 23.

Artikel 35

Der Empfangsstaat befreit
Diplomaten von allen persön-
lichen Dienstleistungen, von
allen öffentlichen Dienstleistun-
gen jeder Art und von militä-
rischen Auflagen wie zum Bei-
spiel Beschlagnahmen, Kontri-
butionen und Einquartierungen.

Artikel 36

(1) Nach Maßgabe seiner gel-
tenden Gesetze und anderen
Rechtsvorschriften gestattet der
Empfangsstaat die Einfuhr der
nachstehend genannten Gegen-
stände und befreit sie von allen
Zöllen, Steuern und ähnlichen
Abgaben mit Ausnahme von
Gebühren für Einlagerung, Be-
förderung und ähnliche Dienst-
leistungen:

a) Gegenstände für den amt-
lichen Gebrauch der Mis-
sion;

b) Gegenstände für den per-
sönlichen Gebrauch des
Diplomaten oder eines zu
seinem Haushalt gehören-
den Familienmitglieds,
einschließlich der für seine
Einrichtung vorgesehenen
Gegenstände.

(2) Der Diplomat genießt Be-
freiung von der Kontrolle seines
persönlichen Gepäcks, sofern
nicht triftige Gründe für die
Vermutung vorliegen, daß es
Gegenstände enthält, für welche
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die in Absatz 1 erwähnten Be-
freiungen nicht gelten oder
deren Ein- oder Ausfuhr nach
dem Recht des Empfangsstaats
verboten oder durch Quaran-
tänevorschriften geregelt ist. In
solchen Fällen darf die Kon-
trolle nur in Anwesenheit des
Diplomaten oder seines er-
mächtigten Vertreters statt-
finden.

Artikel 37

(1) Die zum Haushalt eines
Diplomaten gehörenden Fa-
milienmitglieder genießen, wenn
sie nicht Angehörige des Emp-
fangsstaats sind, die in den Ar-
tikeln 29 bis 36 bezeichneten
Vorrechte und Immunitäten.

(2) Mitglieder des Verwal-
tungs- und technischen Per-
sonals der Mission und die zu
ihrem Haushalt gehörenden
Familienmitglieder genießen,
wenn sie weder Angehörige des
Empfangsstaats noch in dem-
selben ständig ansässig sind, die
in den Artikeln 29 bis 35 be-
zeichneten Vorrechte und Im-
munitäten; jedoch sind ihre
nicht in Ausübung ihrer dienst-
lichen Tätigkeit vorgenom-
menen Handlungen von der in
Artikel 31 Absatz 1 bezeich-
neten Immunität von der Zivil-
und Verwaltungsgerichtsbarkeit
des Empfangsstaats ausgeschlos-
sen. Sie genießen ferner die in
Artikel 36 Absatz 1 bezeich-
neten Vorrechte in bezug auf
Gegenstände, die im Zeitpunkt
der ersten Niederlassung einge-
führt werden.

(s) Mitglieder des dienstlichen
Hauspersonals der Mission, die
weder Angehörige des Emp-
fangsstaats noch in demselben
ständig ansässig sind, genießen
Immunität in bezug auf ihre
in Ausübung ihrer dienstlichen
Tätigkeit vorgenommenen
Handlungen, Befreiung von
Steuern und sonstigen Abgaben
auf ihre Dienstbezüge sowie die
in Artikel 33 vorgesehene Be-
freiung.
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(4) Private Hausangestellte
von Mitgliedern der Mission
genießen, wenn sie weder An-
gehörige des Empfangsstaats
noch in demselben ständig an-
sässig sind, Befreiung von Steu-
ern und sonstigen Abgaben auf
die Bezüge, die sie auf Grund
ihres Arbeitsverhältnisses er-
halten. Im übrigen stehen ihnen
Vorrechte und Immunitäten
nur in dem vom Empfangsstaat
zugelassenen Umfang zu. Der
Empfangsstaat darf jedoch seine
Hoheitsgewalt über diese Perso-
nen nur so ausüben, daß er die
Mission bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben nicht ungebühr-
lich behindert.

Artikel 38

(1) Soweit der Empfangsstaat
nicht zusätzliche Vorrechte und
Immunitäten gewährt, genießt
ein Diplomat, der Angehöriger
dieses Staates oder in demselben
ständig ansässig ist, Immunität
von der Gerichtsbarkeit und
Unverletzlichkeit lediglich in
bezug auf seine in Ausübung
seiner dienstlichen Tätigkeit
vorgenommenen Amtshandlun-
gen.

(2) Anderen Mitgliedern des
Personals der Mission und pri-
vaten Hausangestellten, die An-
gehörige des Empfangsstaats
oder in demselben ständig an-
sässig sind, stehen Vorrechte
und Immunitäten nur in dem
vom Empfangsstaat zugelas-
senen Umfang zu. Der Emp-
fangsstaat darf jedoch seine Ho-
heitsgewalt über diese Personen
nur so ausüben, daß er die Mis-
sion bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben nicht unge-
bührlich behindert.

Artikel 39

(1) Die Vorrechte und Immu-
nitäten stehen den Berechtigten
von dem Zeitpunkt an zu, in
dem sie in das Hoheitsgebiet
des Empfangsstaats einreisen,
um dort ihren Posten anzutre-
ten, oder, wenn sie sich bereits
in diesem Hoheitsgebiet befin-
den, von dem Zeitpunkt an, m
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dem ihre Ernennung dem Mini-
sterium für Auswärtige Angele-
genheiten oder dem anderen in
gegenseitigem Einvernehmen
bestimmten Ministerium notifi-
ziert wird.

(2) Die Vorrechte und Immu-
nitäten einer Person, deren
dienstliche Tätigkeit beendet
ist, werden normalerweise im
Zeitpunkt der Ausreise oder
aber des Ablaufs einer hiefür
gewährten angemessenen Frist
hinfällig; bis zu diesem Zeit-
punkt bleiben sie bestehen, und
zwar auch im Fall eines bewaff-
neten Konflikts. In bezug auf
die von der betreffenden Per-
son in Ausübung ihrer dienst-
lichen Tätigkeit als Mitglied
der Mission vorgenommenen
Handlungen bleibt jedoch die
Immunität auch weiterhin be-
stehen.

(3) Stirbt ein Mitglied der
Mission, so genießen seine Fa-
milienangehörigen bis zum Ab-
lauf einer angemessenen Frist
für ihre Ausreise weiterhin die
ihnen zustehenden Vorrechte
und Immunitäten.

(4) Stirbt ein Mitglied der
Mission, das weder Angehöriger
des Empfangsstaats noch in
demselben ständig ansässig ist,
oder stirbt ein zu seinem Haus-
halt gehörendes Familienmit-
glied, so gestattet der Emp-
fangsstaat die Ausfuhr des be-
weglichen Vermögens des Ver-
storbenen, mit Ausnahme von
im Inland erworbenen Vermö-
gensgegenständen, deren Aus-
fuhr im Zeitpunkt des Todes-
falles verboten war. Von be-
weglichem Vermögen, das sich
nur deshalb im Empfangsstaat
befindet, weil sich der Verstor-
bene als Mitglied der Mission
oder als Familienangehöriger
eines solchen in diesem Staat
aufhielt, dürfen keine Erb-
schaftssteuern erhoben werden.

Artikel 40

(1) Reist ein Diplomat, um
sein Amt anzutreten oder um
auf seinen Posten oder in
seinen Heimatstaat zurückzu-
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kehren, durch das Hoheitsge-
biet eines dritten Staates oder
befindet er sich im Hoheits-
gebiet dieses Staates, der erfor-
derlichenfalls seinen Paß mit
einem Sichtvermerk versehen
hat, so gewährt ihm dieser
Staat Unverletzlichkeit und alle
sonstigen für seine sichere
Durchreise oder Rückkehr er-
forderlichen Immunitäten. Das
gleiche gilt, wenn Familienange-
hörige des Diplomaten, denen
Vorrechte und Immunitäten
zustehen, ihn begleiten oder
wenn sie getrennt von ihm rei-
sen, um sich zu ihm zu begeben
oder in ihren Heimatstaat zu-
rückzukehren.

(2) Unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 dürfen
dritte Staaten auch die Reise
von Mitgliedern des Verwal-
tungs- und technischen Perso-
nals und des dienstlichen Haus-
personals einer Mission sowie
ihrer Familienangehörigen durch
ihr Hoheitsgebiet nicht behin-
dern.

(3) Dritte Staaten gewähren
in bezug auf die amtliche Kor-
respondenz und sonstige amt-
liche Mitteilungen im Durch-
gangsverkehr, einschließlich ver-
schlüsselter Nachrichten, die
gleiche Freiheit und den glei-
chen Schutz wie der Empfangs-
staat. Diplomatischen Kurieren,
deren Paß erforderlichenfalls
mit einem Sichtvermerk verse-
hen wurde, und dem diploma-
tischen Kuriergepäck im Durch-
gangsverkehr gewähren sie die
gleiche Unverletzlichkeit und
den gleichen Schutz, die der
Empfangsstaat zu gewähren
verpflichtet ist.

(4) Die Verpflichtungen drit-
ter Staaten auf Grund der Ab-
sätze I, 2 und 3 gelten gegen-
über den in jenen Absätzen be-
zeichneten Personen sowie in
bezug auf amtliche Mitteilungen
und das diplomatische Kurier-
gepäck auch dann, wenn diese
sich infolge höherer Gewalt im
Hoheitsgebiet des dritten Staa-
tes befinden.

Artikel 41

(1) Alle Personen, die Vor-
rechte und Immunitäten genie-



26. Stück — Ausgegeben am 27. Mai 1966 — Nr. 66 369

ßen, sind unbeschadet derselben
verpflichtet, die Gesetze und an-
deren Rechtsvorschriften des
Empfangsstaats zu beachten. Sie
sind ferner verpflichtet, sich
nicht in dessen innere Angele-
genheiten einzumischen.

(2) Alle Amtsgeschäfte mit
dem Empfangsstaat, mit deren
Wahrnehmung der Entsende-
staat die Mission beauftragt,
sind mit dem Ministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
oder dem anderen in gegensei-
tigem Einvernehmen bestimm-
ten Ministerium des Empfangs-
staats zu führen oder über diese
zu leiten.

(3) Die Räumlichkeiten der
Mission dürfen nicht in einer
Weise benutzt werden, die un-
vereinbar ist mit den Aufgaben
der Mission, wie sie in diesem
Übereinkommen, in anderen
Regeln des allgemeinen Völker-
rechts oder in besonderen, zwi-
schen dem Entsendestaat und
dem Empfangsstaat in Kraft
befindlichen Obereinkünften
niedergelegt sind.

Artikel 42

Ein Diplomat darf im Emp-
fangsstaat keinen freien Beruf
und keine gewerbliche Tätigkeit
ausüben, die auf persönlichen
Gewinn gerichtet sind.

Artikel 43

Die dienstliche Tätigkeit eines
Diplomaten wird unter anderem
dadurch beendet,

a) daß der Entsendestaat
dem Empfangsstaat die
Beendigung der dienst-
lichen Tätigkeit des Diplo-
maten notifiziert, oder

b) daß der Empfangsstaat
dem Entsendestaat notifi-
ziert, er lehne es gemäß
Artikel 9 Absatz 2 ab,
den Diplomaten als Mit-
glied der Mission anzuer-
kennen.
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Artikel 44

Auch im Fall eines bewaff-
neten Konflikts gewährt der
Empfangsstaat den Personen,
die Vorrechte und Immunitä-
ten genießen und nicht seine
Angehörigen sind, sowie ihren
Familienmitgliedern, ungeachtet
ihrer Staatsangehörigkeit, die
erforderlichen Erleichterungen,
um es ihnen zu ermöglichen,
sein Hoheitsgebiet so bald wie
möglich zu verlassen. Insbeson-
dere stellt er ihnen im Bedarfs-
fall die benötigten Beförde-
rungsmittel für sie selbst und
ihre Vermögensgegenstände zur
Verfügung.

Artikel 45

Werden die diplomatischen
Beziehungen zwischen zwei
Staaten abgebrochen oder wird
eine Mission endgültig oder
vorübergehend abberufen,

a) so hat der Empfangsstaat
auch im Fall eines bewaff-
neten Konflikts die Räum-
lichkeiten, das Vermögen
und die Archive der Mis-
sion zu achten und zu
schützen;

b) so kann der Entsendestaat
einem dem Empfangsstaat
genehmen dritten Staat
die Obhut der Räumlich-
keiten, des Vermögens
und der Archive der Mis-
sion übertragen;

c) so kann der Entsendestaat
einem dem Empfangs-
staat genehmen dritten
Staat den Schutz seiner
Interessen und derjenigen
seiner Angehörigen über-
tragen.

Artikel 46

Ein Entsendestaat kann mit
vorheriger Zustimmung des
Empfangsstaats auf Ersuchen
eines im Empfangsstaat nicht
vertretenen dritten Staates den
zeitweiligen Schutz der Interes-
sen des dritten Staates und sei-
ner Angehörigen übernehmen.

Artikel 47

(1) Bei der Anwendung dieses
Obereinkommens unterläßt der
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Empfangsstaat jede diskriminie-
rende Behandlung von Staaten.

(2) Es gilt jedoch nicht als
Diskriminierung,

a) wenn der Empfangsstaat
eine Bestimmung dieses
Übereinkommens deshalb
einschränkend anwendet,
weil sie im Entsendestaat
auf seine eigene Mission
einschränkend angewandt
wird;

b) wenn Staaten auf Grund
von Gewohnheit oder
Vereinbarung einander
eine günstigere Behand-
lung gewähren als es nach
diesem Übereinkommen
erforderlich ist.

Artikel 48

Dieses Übereinkommen liegt
für alle Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen oder ihrer
SpezialOrganisationen, für Ver-
tragsstaaten des Statuts des In-
ternationalen Gerichtshofs und
für jeden anderen Staat, den die
Generalversammlung der Ver-
einten Nationen einlädt, Ver-
tragspartei des Übereinkom-
mens zu werden, wie folgt zur
Unterzeichnung auf: bis zum
31. Oktober 1961 im österrei-
chischen Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
und danach bis zum 31. März
1962 am Sitz der Vereinten Na-
tionen in New York.

Artikel 49

Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifizierung. Die Ra-
tifikationsurkunden sind beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu hinterlegen.

Artikel 50

Dieses Übereinkommen liegt
zum Beitritt für jeden Staat auf,
der einer der in Artikel 48 be-
zeichneten vier Kategorien an-
gehört. Die Beitrittsurkunden
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sind beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu hinter-
legen.

Artikel 51

(1) Dieses Übereinkommen
tritt am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung der zweiundzwan-
zigsten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde beim Generalse-
kretär der Vereinten Nationen
in Kraft.

(2) Für jeden Staat, der nach
Hinterlegung der zweiundzwan-
zigsten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde das Übereinkom-
men ratifiziert oder ihm bei-
tritt, tritt es am dreißigsten
Tag nach Hinterlegung seiner
eigenen Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft.

Artikel 52

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen notifiziert allen
Staaten, die einer der in Arti-
kel 48 bezeichneten vier Kate-
gorien angehören,

a) die Unterzeichnungen die-
ses Übereinkommens und
die Hinterlegung der Ra-
tifikations- oder Beitritts-
urkunden gemäß den Ar-
tikeln 48, 49 und 50;

b) den Tag, an dem dieses
Übereinkommen gemäß
Artikel 51 in Kraft tritt.

Artikel 53

Die Urschrift dieses Überein-
kommens, dessen chinesischer,
englischer, französischer, rassi-
scher und spanischer Wort-
laut gleichermaßen verbindlich
ist, wird beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt; dieser übermittelt allen
Staaten, die einer der in Ar-
tikel 48 bezeichneten vier Kate-
gorien angehören, beglaubigte
Abschriften.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten, von
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ihren Regierungen hiezu ge-
hörig befugten Bevollmächtig-
ten dieses Übereinkommen un-
terschrieben.

GESCHEHEN ZU WIEN,
am 18. April 1961.
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(Obersetzung)

WIENER ÜBEREINKOM-
MEN OBER DIPLOMATI-
SCHE BEZIEHUNGEN.

FAKULTATIVPROTO-
KOLL OBER DIE OBLIGA-
TORISCHE BEILEGUNG

VON STREITIGKEITEN

DIE VERTRAGSSTAATEN
DIESES PROTOKOLLS UND
DES WIENER ÜBEREIN-
KOMMENS OBER DIPLO-
MATISCHE BEZIEHUNGEN,
im folgenden als „Übereinkom-
men" bezeichnet, das von der
vom 2. März bis zum 14. April
1961 in Wien abgehaltenen Kon-
ferenz der Vereinten Nationen
angenommen wurde,

VON DEM WUNSCH GE-
LEITET, zur Regelung aller sie
betreffenden Streitigkeiten über
die Auslegung oder Anwendung
des Übereinkommens die obli-
gatorische Gerichtsbarkeit des
Internationalen Gerichtshofs in
Anspruch zu nehmen, sofern die
Parteien sich nicht innerhalb
einer angemessenen Frist über
eine andere Form der Beilegung
geeinigt haben,

SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

Artikel 1
Streitigkeiten über die Aus-

legung oder Anwendung des
Übereinkommens unterliegen der
obligatorischen Gerichtsbarkeit
des Internationalen Gerichtshofs
und können diesem daher durch
Klage einer Streitpartei unter-
breitet werden, die Vertrags-
partei dieses Protokolls ist.

Artikel II
Binnen zwei Monaten, nach-

dem eine Partei der anderen
notifiziert hat, daß nach ihrer
Auffassung eine Streitigkeit vor-
liegt, können die Parteien über-
einkommen, diese nicht dem In-
ternationalen Gerichtshof, son-
dern einem Schiedsgericht zu un-
terbreiten. Nach Ablauf der ge-
nannten Frist kann jede Partei
die Streitigkeit im Klagewege
dem Gerichtshof unterbreiten.
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Artikel III

(1) Innerhalb derselben Frist
von zwei Monaten können die
Parteien vereinbaren, vor An-
rufung des Internationalen Ge-
richtshofs ein Vergleichsver-
fahren einzuleiten.

(2) Die Vergleichskommission
hat binnen fünf Monaten nach
ihrer Einsetzung ihre Empfeh-
lungen abzugeben. Nehmen die
Streitparteien diese Empfehlun-
gen nicht binnen zwei Monaten
nach ihrer Abgabe an, so kann
jede Partei die Streitigkeit im
Klagewege dem Gerichtshof un-
terbreiten.

Artikel IV
Vertragsstaaten des Überein-

kommens, des Fakultativproto-
kolls über den Erwerb der
Staatsangehörigkeit sowie des
vorliegenden Protokolls können
jederzeit erklären, daß sie dieses
Protokoll auch auf Streitig-
keiten anwenden werden, die
sich aus der Auslegung oder An-
wendung des Fakultativproto-
kolls über den Erwerb der
Staatsangehörigkeit ergeben.
Diese Erklärungen sind dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu notifizieren.

Artikel V
Dieses Protokoll liegt für alle

Staaten, die Vertragsparteien
des Übereinkommens werden,
wie folgt zur Unterzeichnung
auf: bis 31. Oktober 1961 im
österreichischen Bundesministe-
rium für Auswärtige Angelegen-
heiten und danach bis zum
31. März 1962 am Sitz der Ver-
einten Nationen in New York.

Artikel VI
Dieses Protokoll bedarf der

Ratifizierung. Die Ratifikations-
urkunden sind beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
zu hinterlegen.

Artikel VII

Dieses Protokoll liegt zum
Beitritt für alle Staaten auf, die
Vertragsparteien des Überein-
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kommens werden. Die Beitritts-
urkunden sind beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
zu hinterlegen.

Artikel VIII

(1) Dieses Protokoll tritt an
demselben Tag wie das Über-
einkommen oder aber am
dreißigsten Tag nach dem Zeit-
punkt in Kraft, an dem die
zweite Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde zu dem Protokoll
beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen hinterlegt wor-
den ist, je nachdem, welcher Tag
später liegt.

(2) Für jeden Staat, der dieses
Protokoll nach seinem gemäß
Absatz 1 erfolgten Inkrafttreten
ratifiziert oder ihm beitritt, tritt
es am dreißigsten Tag nach Hin-
terlegung seiner eigenen Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft.

Artikel IX

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen notifiziert allen
Staaten, die Vertragsparteien
des Übereinkommens werden,

a) die Unterzeichnungen die-
ses Protokolls und die
Hinterlegung der Rati-
fikations- und Beitrittsur-
kunden gemäß den Ar-
tikeln V, VI und VII ;

b) die gemäß Artikel IV ab-
gegebenen Erklärungen;

c) den Tag, an dem dieses
Protokoll gemäß Ar-
tikel VIII in Kraft tritt.

Artikel X

Die Urschrift dieses Proto-
kolls, dessen chinesischer, eng-
lischer, französischer, russischer
und spanischer Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist, wird
beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen hinterlegt; die-
ser übermittelt allen in Artikel V
bezeichneten Staaten beglaubigte
Abschriften.
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ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, von
ihren Regierungen hiezu gehörig
befugten Bevollmächtigten dieses
Protokoll unterschrieben.

GESCHEHEN ZU WIEN,
am 18. April 1961.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen samt Fakultativprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der
Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister
für Handel und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, vom
Bundesminister für Landesverteidigung und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 23. September 1965

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klans

Der Bundesminister für Inneres:

Czettel

Der Bundesminister für Justiz:

Broda

Der Bundesminister für Unterricht:
Piffl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Schleinzer

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Probst

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Prader

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky
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Die Ratifikationsurkunde ist am 28. April 1966 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt worden. Das vorliegende Übereinkommen und das Fakultativprotokoll treten daher
gemäß Artikel 51 Absatz 2 des Übereinkommens und Artikel VIII Absatz 2 des Fakultativprotokolls
für Österreich am 28. Mai 1966 in Kraft.

Bisher gehören dem Obereinkommen folgende weitere Staaten an: Afghanistan, Algerien,
Argentinien, Brasilien, Costa Rica, Bundesrepublik Deutschland, Dominikanische Republik,
Ecuador, Elfenbeinküste, El Salvador, Gabon, Ghana, Guatemala, Heiliger Stuhl, Indien, Irak, Iran,
Jamaika, Japan, Jugoslawien, Kambodscha, Kenia, Kongo (Brazzaville), Kongo (Léopoldville),
Kuba, Laos, Liberia, Liechtenstein, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mauretanien, Mexiko, Nepal,
Niger, Pakistan, Panama, Philippinen, Polen, Rwanda, San Marino, Schweiz, Sierra Leone, Tansania,
Trinidad und Tobago, Tschechoslowakei, Uganda, Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik, Ungarn,
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Venezuela, Vereinigte Arabische Republik, Vereinigtes
Königreich von Großbritannien und Nordirland, Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik.

Dem Fakultativprotokoll gehören bisher folgende weitere Staaten an: Costa Rica, Bundes-
republik Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, Gabon, Indien, Irak, Iran, Japan,
Jugoslawien, Kambodscha, Kenia, Kongo (Léopoldville), Laos, Liechtenstein, Madagaskar, Malaysia,
Nepal, Panama, Philippinen, Schweiz, Tansania, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland.

Die nachstehenden Staaten haben Vorbehalte zu dem Übereinkommen gemacht, die in deutscher
Übersetzung folgenden Wortlaut haben:

Vorbehalt des Irak
„Mit dem Vorbehalt, daß Artikel 37 Absatz 2 auf der Grundlage der Gegenseitigkeit ange-

wendet wird."

Vorbehalt Kambodschas
„Die in Artikel 37 Absatz 2 des genannten Obereinkommens vorgesehenen diplomatischen

Immunitäten und Vorrechte, die im Völkergewohnheitsrecht und in der Staatenpraxis zugunsten
von Missionschefs und Mitgliedern des diplomatischen Personals der Mission anerkannt und zuge-
standen werden, können von der Königlich Kambodschanischen Regierung anderen Kategorien des
Missionspersonals, einschließlich des Verwaltungs- und technischen Personals, nicht gewährt werden."

Vorbehalt Nepals
„Unter dem Vorbehalt hinsichtlich des Artikels 8 Absatz 3 des Obereinkommens, daß die

vorherige Zustimmung der Königlich Nepalesischen Regierung für die Ernennung eines Ange-
hörigen eines dritten Staates, der nicht gleichzeitig Angehöriger des Entsendestaates ist, zum Mitglied
des diplomatischen Personals einer Mission in Nepal erforderlich ist."

Vorbehalt der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zu Artikel 11 Absatz 1 des Überein-
kommens

„Entsprechend dem Grundsatz der Gleichberechtigung der Staaten ist die Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken der Ansicht, daß jede Meinungsverschiedenheit über den Personalbestand
einer diplomatischen Mission durch Vereinbarung zwischen dem Entsendestaat und dem Empfangs-
staat zu regeln ist."
Die Vorbehalte der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetrepublik und der Weißrussischen Sozialisti-
schen Sowjetrepublik zu Artikel 11 Absatz 1 des Übereinkommens entsprechen inhaltlich diesem
Vorbehalt.

Vorbehalt Venezuelas
„Gemäß der Verfassung von Venezuela sind alle venezolanischen Staatsangehörigen vor dem

Gesetze gleich und keiner darf besondere Vorrechte genießen; aus diesem Grund wird ein formeller
Vorbehalt zu Artikel 38 des Übereinkommens gemacht."

Vorbehalte der Vereinigten Arabischen Republik
„1. Artikel 37 Absatz 2 wird nicht angewendet.
2. Es versteht sich, daß der Beitritt zu diesem Übereinkommen keineswegs eine Anerkennung

Israels durch die Regierung der Vereinigten Arabischen Republik bedeutet. Weiters entstehen keine
vertraglichen Beziehungen zwischen der Vereinigten Arabischen Republik und Israel."

Klaus


